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(4) Die Dauer der Unterstützung gemäß Abs. 3 und die Ge­
währung einer Unterstützung in weiteren Fällen wird in 
Rechtsvorschriften geregelt.

§187
(1) Werktätige sind für die erforderliche Zeit von der 

Arbeit freizustellen, wenn bei Erkrankung des Ehegatten die 
notwendige Betreuung der zum Haushalt gehörenden Kinder 
durch diesen entsprechend ärztlicher Bescheinigung oder durch 
andere nicht möglich ist.

(2) Werktätige, deren Ehegatte nicht berufstätig ist, erhalten 
für die Dauer der Freistellung, längstens für 4 Wochen im 
Kalenderjahr, eine Unterstützung von der Sozialversicherung 
in Höhe des Krankengeldes, auf das sie bei eigener Arbeits­
unfähigkeit wegen Krankheit ab 7. Woche der Arbeitsunfähig­
keit Anspruch haben.

§188
Werktätige können in Ausnahmefällen aus dringenden fami­

liären oder anderen gerechtfertigten Gründen stunden- oder 
tageweise unbezahlt freigestellt werden.

9. K a p i t e l  

E r h o l u n g s u r l a u b

Grundsätze

§189
Zur Verwirklichung des Rechts auf Erholungsurlaub sind 

die Betriebe verpflichtet, durch die effektive Nutzung und den 
planmäßigen Ausbau von Erholungsmöglichkeiten in enger 
Zusammenarbeit mit dem Freien Deutschen Gewerkschafts­
bund immer bessere Voraussetzungen zu schaffen, damit die 
Werktätigen ihren Erholungsurlaub unter vorbildlichen ge­
sundheitlichen, kulturellen und sozialen Bedüngungen verbrin­
gen können. Dabei ist die Familienerholung besonders zu un-. 
terstützen.

§190

(1) Alle Werktätigen erhalten jährlich einen bezahlten Erho­
lungsurlaub.

(2) Die Dauer des Erholungsurlaubs ergibt sich aus dem 
Grundurlaub sowie Zusatzurlaub, der ..entsprechend den in 
Rechtsvorschriften festgelegten Voraussetzungen gewährt 
wird.

Zusatzurlaub
§191

(1) Werktätige, die überwiegend besonderen Arbeitser­
schwernissen oder Arbeitsbelastungen ausgesetzt sind oder 
eine besonders verantwortliche Tätigkeit ausüben, erhalten 
einen arbeitsbedingten Zusatzurlaub. Besteht aus mehreren 
Gründen Anspruch auf arbeitsbedingten Zusatzurlaub, wird 
nur der höchste Zusatzurlaub gewährt.

(2) Die Tätigkeiten, für die arbeitsbedingter Zusatzurlaub 
zu gewähren ist, und die Dauer des Zusatzurlaubs sind in 
den Rahmenkollektivverträgen (Urlaubskatalog) zu verein­
baren.

(3) Die Tätigkeiten, für die im Betrieb auf der Grundlage 
des Urlaubskatalogs arbeitsbedingter Zusatzurlaub gewährt 
wird, und die Dauer des Zusatzurlaubs sind in einer Liste zu 
erfassen. Die Liste des arbeitsbedingten Zusatzurlaubs ist An­
lage des Betriebskollektivvertrages.

§192

Für bestimmte Personengruppen wird entsprechend den 
Rechtsvorschriften Zusatzurlaub gewährt.

§193

Schwerbeschädigte, Tuberkulosekranke und -rekonvaleszen­
ten sowie Blinde haben Anspruch auf einen Zusatzurlaub. Der 
Zusatzurlaub wird nur aus einem der genannten Gründe ge­
währt.

§194

Erholungsurlaub für Kämpfer gegen den Faschismus 
und Verfolgte des Faschismus

Kämpfer gegen den Faschismus und Verfolgte des Faschis­
mus haben Anspruch auf einen erhöhten jährlichen Erholungs­
urlaub.

§195

Anteilurlaub
(1) Werktätige, die nur während eines Teils des Kalender­

jahres in einem Arbeitsrechtsverhältnis stehen, erhalten einen 
entsprechenden Anteilurlaub.

(2) Scheidet ein Werktätiger aus dem Betrieb aus, ist ihm 
auf Verlangen der zustehende Anteilurlaub zu gewähren. Wird 
der Anteilurläub nicht genommen, hat ihn der nachfolgende 
Betrieb zu gewähren.

(3) Wird ein Werktätiger fristlos entlassen bzw. fristlos 
abberufen, ist ihm der aus diesem Arbeitsrechtsverhältnis zu­
stehende Anteilurlaub vom Nachfolgebetrieb zu gewähren, 
wenn er innerhalb des Kalenderjahres ein anderes Arbeits- 
rechtsverhältnis begründet.

Gewährung des Erholungsurlaubs

§196

(1) Der Erholungsurlaub ist innerhalb des Kalenderjahres 
zu gewähren und zu nehmen. Aus dringenden betrieblichen 
Gründen oder auf Wunsch des Werktätigen kann festgelegt 
werden, daß der Erholungsurlaub ?bis zum 31. März des fol­
genden Jahres angetreten wird.

(2) Für die Gewährung des Erholungsurlaubs im Zusam­
menhang mit dem Schwangerschafts- und Wochenurlaub gilt 
§245.

§197
(1) Beginn und Ende des Erholungsurlaubs sind im Urlaubs­

plan des Betriebes festzulegen. Der Betrieb ist verpflichtet, 
die Urlaubszeit der Werktätigen so festzulegen, daß der Er­
holungsurlaub auf alle Monate des Jahres verteilt und die 
planmäßige Erfüllung der betrieblichen Aufgaben gesichert 
wird sowie die Wünsche der Werktätigen weitgehend berück­
sichtigt werden. Dem Werktätigen sind zur Sicherung einer 
ausreichenden Erholung mindestens 3 Wochen des jährlichen 
Erholungsurlaubs zusammenhängend zu gewähren.

(2) Der Urlaubsplan ist vom Betrieb zu Beginn des Jahres 
aufzustellen. Er bedarf der Zustimmung der zuständigen be­
trieblichen Gewerkschaftsleitung.

(3) Der Urlaubsplan ist für den Betrieb und für den Werk­
tätigen verbindlich. Änderungen des Urlaubsplanes aus zwin­
genden betrieblichen Gründen sind nur mit Zustimmung der 
zuständigen betrieblichen Gewerkschaftsleitung zulässig.
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§198
(1) Eine Unterbrechung oder vorfristige Beendigung des Er­

holungsurlaubs darf nur aus zwingenden betrieblichen Grün­
den und mit Zustimmung der zuständigen betrieblichen Ge­
werkschaftsleitung angeordnet werden.


